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BESONDERE VORSCHRTFTEN
HOF, NIEDERURNEN

ZUM UEBERBAUUNGSPLAN BERUFSSCHULSTRASSE /

A ALLGEMEINES

ATI. 1 GELTUNGSBEREICH

Der Ueberbauungsplan Berufsschulstrasse / Hot
Situationsplan 1:5OO rot umrandete Gebiet und
in:
1.1

L.2

AIs unterstes Vollgeschoss gi1t. das Erdgeschoss (Parterre),
sofern dessen fertige Bodenhöhe nicht mehr a1s 1.BO m über
dem Niveaupunkt Iiegt. Wird dieses Massüberschritten, so
wird das darunterliegende Geschoss (Untergeschoss¡ KeIler')
aIs Vollgeschoss angerechnet, auch wenn es keine an der
Ausnützung anzurechnende Nutzräume enthäIt.

ATt. 5 GRENZ- UND GEBAEUDEABSTAENDE

Teilgebiet A :
Teilflächen der parzellen 768 und.rr}2 im Besitz d,er
Tagwens-Gemej_nde Niederurnen mit ca. 6140 m2
Parzelle 774, Teilfläche der parzelle 773, sowie
Teilfläche der parzelle 1187, im Besj_tz der Schwei-
zerischen Eidgenossenschaft (EI"ID) mj-t total ca. 32'O m2

Teilgebiet B :
Teilfläche der Parzelle 306, im Besitz der Firma
F. & C. Jenny, ZíegeLbrücke mit ca. BBTL m2

- Teilfläche der Parzelle 773, im Besitz der Schwei-
zerischen Ej_dgenossenschaft (EMD) mit ca. 1IO m2

ATt. 2 BESONDERE VORSCHRIFTEN

5.1. Innerhal-b des Ueberbauungsplangebietes kann bei
Gebäudeabständen auf die Mehrlängenzuschläge ver-
zichtet werden.

5.2. Bei Untergeschossbauteilen (Garagen, Hobbyräumen)
kann der Grenzabstand auf 1.50 m verringert werden.

5.3. Der Abstand zwischen Gebäuden in der grün umrandeten
Zone beträgt mindestens 12 m.

5.4. Der Abstand zu den Gebäuden lIO (Kindergarten) und
111 beträgt 10 m.

5.5. Lifte und Attikanutzflächen (60Z der Voll-geschoss-
fläche) können zv einem Drittel auf die Fassaden-
flucht gebaut werden.

VüERKLEITUNGEN

Die bestehenden I¡Ierkleitungen (Entlastungslei-tung und
Schmutzwasserlej-tung des Abwassersystems) können fachge-
recht überbaut werden.
AllfäIlig notwendige Umlegungen gehen zu Lasten des
Grundeigentümers .

ATt. 7 AUSNUETZUNG

7 .L.

umfasst das im
ist aufgeteilt

nichts an-
Realisi-e-

Niederurnen

Art. 6

Sofern in den nachstehend aufgeführten Artikeln
deres bestimmt wird, gilt die zum Zeitpunkt der
rung der Bauten gü1tige Rechtsordnung.
(Kantonales Baugesetz, Bauordnung der Gemeinde
usw. )

ATt. 3 ZWECK DES UEBERBAUUNGSPLANS

Zweck des Ueberbauung,splans liegt nach Art. 9 der BO

in der Festlegung der Baugestaltung und d.er
Ausnützung
in der Festlegung der Erschtiessung und Versorgung
in der Festlegung der Baulinien
in der Festlegungder Abstände von Neubauten zLt be-
stehenden Bauten.
in der sicherstellung der bestehenden vÍerksreiLungen
in der Festlegung der Gemeinschaftsanlagen

Der

3 .1.
7.2

7.3

7.4.

Die Ausnätzungsziffer beträgt für das ganze Ueber-
bauungsplangebj-et O. 6 .

Die weitere Mehrausnützung von O.1 für vorliegende
Baugesuche (Projekte) bezieht sich ebenfalls auf das
genannte UeberbauungsplangebieL.
Die zulässigen Bruttogeschossflächen BGF beider TeiI-
gebiete können grenzüberschreitend auf dem Ueberbauungs-
planareal verteilt werden.
Wird das Ueberbauungsplangebiet in verschiedene Par-
zellen aufgeteilt, bestj-mmt der Gemeinderat die maxi-
malen' Bruttogeschossflächen der einzelnen Parzellen.
Er kann diesen lvlaximalwert unabhängig von der Parzellen-
fIäche festlegen. Dabei darf die Summe der Brutto-
geschossflächenaller Parzellen nicht höher sej-n, a1s
die bei einer Ausnützung von O.7 errechnete Bruttoge-
schossfläche für das gesamte Ueberbauungsplangebiet.
Unbeheizte Wintergärten und verglaste Balkone bis zn

20 m2 zählen nicht zur Ausnützung.

3.2.
21

3.4.

3
3

5
6.

B BAUGESTALTUNG UND AUSNUETZUNG

Art. 4 BAUGEBIET

Die
sind
4 .1.

im ueberbauungsplan grün oder gerb umrandeten Frächen
Baugebiete.
Grün umrandetes Baugebiet :
Zulässig sind 4 Vollgeschosse ohne ausgebautes Dach-
oder Attikageschoss.

4.2. Gelb umrandetes Baugebiet :
Zulässig sind 4 Vollgschosse und
baute Dach-oder Attikageschosse.

zusätzlich ausge-

7.5
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ATt.12 VER- / ENTSORGUNG

12.L. Dj-e Bereitstellung des Kehrichts zur Abfuhr hat in
Containern zú erfolgen.
Die Container sind an für Bewohner- und Abfuhrtrans-
portfahrzevg gut erreichbaren Standorten aufzustellen
und optisch abzuschirmen.

Art. B ETAPPTERUNG

Die Parzellierung des ueberbauungsprangebietes und dessen
etappenweise ueberbauung der einzelnen Grundstücke ist
mögrich. Dabei hat der jeweilige Baugesuchsteller den Nach-
weis zu erbringen, dass eine sinnvorle Fortsetzung der Bau-
vorhaben und der Erschliessungsanlagen gewährteistet ist.
rn der uebergangszeit muss eine befriedigende Gestaltung
gesichert sein.

c ERSCHLTESSUNG UND VERSORGUNG

ATt. 9 ERSCHLTESSUNG

Die Haupterschliessung für das euartier Hof erforgt von
der zi-egelbrückstrasse über die Berufsschulstrasse.
9.1. Teilgebiet A :

Die Erschliessung für den Fahrzeugverkehr bzw. die
Tiefgarage erfolgt einerseits auf dem südöstlichen r
neben der Parzelle 767 gelegrenen Arealtei-r und anderer-
seits westlich ab der neuen ilofstrasse.

9 .2. Teilgebiet B :
Die Erschliessungi für den Fahrzeugverkehr bzw. der
Tiefgarage erfolgt ab der neuen Hofstrasse.

9.3. Für Notfälle, Möbertransporte und andere Zulieferungen
sind Hauszugänge als Notzufahrten auszugestalten.

ATt.10 OEFFENTLTCHE FUSSGAENGER- UND FAHRRADWEGE

12.2. Die Ueberbauungsplanbeteiligten sind
Rechte zvt Erstellungr unterirdi-scher
leitungen unentgeltlich einzuräumen.

verpflichtet, di-e
Kanäle und I¡Ierk-

D. GEMETNSCHAFTSANLAGEN

ATt.13 BEPFLANZUNG

Für die Bepflanzung der Grünfl-ächen dürfen nur einheimische
Baum- und Straucharten verwendet werden. Mit dem Baugesuch
ist das Ausmass der Bepflanzungi anzugeben.

ATt.14 GEMEINSCHAFTSANLAGEN

10. l- . Nordseitig låings
der Hofstrasse
weg,e gemäss den

der Berufsschulstrasse und ostseltig
sind separate Fussgänger- und Fahrrad-
einschlägigen Normen zu erstellen.

14.1.

L4 .2.

14.3.

L4.4.

14.5.

Als gemeinsam gelten diejenigen Anlagen, di-e bereits
im Ueberbauungsplan al-s sol-che bezeichnet sind.
AIs minimale Ausbaugrösse für Kinderspielplätze gi1t.
15? der gesamten Bruttogeschossfläche.
Der Gemeinderat kann weitere auf Grund von Art. 37, 38
und 45 der Bauverordnung geforderte Anlagen und Ein-
richtungen im Einvernehmen mit den Baugesuchstellern
als gemeinsam erklären. Er entscheidet bei etappen-
weiser Ueberbauung über den Zeitpunkt deren VerwÍrk-
lichung. Pro lt{ehrfamilienhaus sind jedoch mit dem Be-
zug der Wohnungen mindestens die in Art. 45 verlangten
Kinderspj-elplätze in genügender Grösse und Ausstattung
in Sicht und Rufweite der Wohnungen berei-tzustellen.
Bei etappenweiser Ueberbauung hat sich der Baugesuch-
steller z\t verpflichten, gemeinsame Anlagen soweit zur
Verfügung zu stellen, als sie nach Bauordnung gefordert
sind. Der spätere Ausbau oder deren Vergrösserung durch
nachfolgende Baugesuchsteller ist zu berücksichtigen
und sicherzustellen. Die Mitbenützungsmögrichkeit sorcher
Anlagen durch die Bewohner der später folgenden Bautenj-st zu gewährl-eisten.
Die Erstellung, der Betrieb und der Unterhalt von ge-
meinsamen Anlagen gehen zu Lasten der beteiligten Grund-
eigentümer. Die Verte.J-lung der Kosten für die Erstellung,
den Betrieb und den Unterhalt solcher AnJ_agen sind durch
die beteiligten Grundeigentümer z\t regeln.
Können sich die Grundeigentümer nicht einigen, so ent-
scheidet darüber der Gemeinderat nach Anhören der Be-
troffenen in Berücksichtigung der Bruttogeschossfläche.

ATt.11 PARKIERUNG

Die privaten, gemäss der Bauordnung Niederurnen erforder-
li-chen Parkplätze sind in Tiefgaragen zu plazíeren.Für Kurzparkj-erer sorlen Aussenparkplätze geschaffen werd.en:
11.1. Teilgebiet A :

Für das östliche Baugebiet im Eckareal_ entlangr der
südlichen Parzell_engrenze 1187.

rL.2. Für den westlichen Bereich entrang der Hofstrasse,
zwischen Fussgänger- /Radweg und Baulinj_e, in euer-richtung zur Strasse.

11.3. Tei-lgebiet B :
Entlang der Hofstrasse, zwischen Fussgänger-/nadweg
und Baulinj_e, in euerrichtung zvr Strasse.
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E FINANZIERUNG

Art.15 ERSCHLIESSUNGSKOSTEN

Dle Kosten für die Erschliessung wie verkeLrrsanragen , wasser-
und Energ,ieversorgu,ng, sowie Kanalisation sind.,gestützt aufArt. L2 Bo, im prinzip des perimeterverfahrens durch die
Grundeigentümer mit angemessenen Beiträgen zu erbrj_ngen.

Art.16 STCHERSTELLUNG

Jeder Rechtsnachfolger haftet für
entfallenden Kostenanteile .

al-le auf sei-n Grundstück

AIle Abrechnungsbelege für
Schluss der Ueberbauung des
der Gemeinde zu deponieren.

gremeinsame Anlagen sind bis zum
Ueberbauungsplangebietes bei

F VERFAHRENSBEST IMMUNGEN

ATt.17 BAUBEVITLLIGUNG

L7 .I Für jedes Bauvorhaben ist das ordentli-che Baubewil-
ligungsverfahren durchzuführen.vor dem Baubewilrigungs-
verfahren ist di-e frühzeitige Kontaktaufnahme mit dei
Baubehörde erwünscht. Neben den üblichen planunterlagen
ist der Baubehörde ein detaillierter umgebungspran dãrzu überbauenden parzel-len einzureichen, der mindestens
folgenden Inhalt aufzuweisen hat:
A1le Hauseingänge und Fusswegverbindungen, Bepfranzungfen,Autoej-nstellplätze mit den Zufahrten inkl. unlerniveau-garagen, Abstellplätze für Fahrräder und containerrspieÌ-plätze und Grünanragen samt Bepflanzung. Die Baubewi_1ti_-
gung kann nur erteilt werden, wenn der weitere Ausbau imSinne des Ueberbauungsplanes gewährleistet ist.

ATt.18 ANMERKUNGEN TM GRUNDBUCH

Der ueberbauungsplan sowie die von der Baubehörde verfügtenoder im Kaufvertrag festgelegten Auflagen und Bedingungen
sowie Nutzungstransporte sind im Grundbuch anzumerkãn.

ATt.19 AUFHEBUNG DES BESTEHENDEN UEBERBAUUNGSPLANES

Mit der alrseitigen Genehmigung dieses ueberbauungwird der bisherige ueberbauungsplan vom 9. oezembã
aufgehoben und durch den vorliegenden ersetzt.

Namens des Gemeinderates

splanes

Der
Grundej-gentümer : (.
Tagwens Gemeinde Niederurnen

F. & C. Jenny AG, Ziegelbrücke
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Schwej-zerj_sche Eidgenossenschaft (EMD)
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